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11011 Berlin
Unsere Beschwerde / Schreiben Ihrer Behörde

Sehr geehrte Frau Bundesministerin Dr. von der Leyen,

wir hatten uns vor einiger Zeit mit einer Beschwerde direkt an Sie gewandt, Sie hatten unsere Beschwerde an Ihr Ministerium zur weiteren Veranlassung delegiert.

Wir hatten in unserer Beschwerde u. a. einen Verfassungsverstoß GG Art. 3, sowie Verletzungen des Verwahrungsgebotes von Beweisakten in der öffentlichen Sozialverwaltung/rechtwidrige Vernichtung von Beweisakten, mehrfache Verstöße gegen den Datenschutz der von mir vertretenen Ehefrau Elke Ries, sowie Verstoß gegen den Untersuchungsgrundsatz in der öffentlich-rechtlichen Sozialverwaltung, alle zu verantworten von der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund), gerügt mit der Bitte, dem detailliert nachzugehen, aufzuklären und die Rechts- und Grundrechtsverletzungen bzw. deren bis heute andauernde massive Auswirkungen (Rechtswidrige Verweigerung der Erwerbsminderungsrente durch die DRV Bund) zu korrigieren.

Wir hatten dies mit einer Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Ihrem Ministerium unterstellten Präsidenten des Bundesversicherungsamtes in Bonn, Herrn Dr. Maximilian Gaßner, verbunden.
Die von Ihrer Behörde jetzt erfolgte Stellungnahme vom 13.07.2012 (s. Anlage) ist mehr als enttäuschend für uns und erfüllt in keiner Weise die Anforderungen, die in diesem konkreten Fall schwerwiegender Rechtsverletzungen hinsichtlich einer rechtskonformen ernsthaften Bearbeitung der Angelegenheit durch Ihr Ministerium gestellt werden dürfen und müssen!
Wenn das Bundesministerium für Arbeit und Soziales tatsächlich nicht mehr zu den umfangreich begangenen und nachgewiesenen Rechtsverstößen durch die DRV Bund zu sagen hat als diese auch rechtlich äußerst fragwürdige ´Stellungnahme`, ist es schlecht bestellt in unserem Lande um Rechtsstaat und Demokratie!

Da ja immer noch die kleine Möglichkeit besteht, dass hier die Ihnen unterstellten Beamten Ihres Ministeriums hier ohne Ihr Wissen pflichtwidrig gehandelt haben, weisen wir Sie hiermit noch einmal darauf hin, dass Sie bzw. Ihr Ministerium sich zum Mittäter bei einem massiven Verfassungsbruch und Verstöße gegen weitere anerkannte Normen rechtsstaatlicher Verwaltung macht, indem Sie die von mir mit Vollbeweis belegten Rechtsverstöße ignorieren!
In der Anlage finden Sie daher unser jetzt erfolgtes Antwortschreiben sowohl an Ihr Ministerium, als auch unser Schreiben an den Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages.

Wir fordern Sie, sehr geehrte Frau Bundesministerin, hiermit auf, unter Berücksichtigung der Rechtstatsachen, die wir in vielen, bisher leider stets ungehörten und vergeblichen Hinweisen an die zuständigen Behörden, also die Deutsche Rentenversicherung Bund sowie das eigentlich zu deren Fach- und Dienstaufsicht berufene Bundesversicherungsamt in Bonn, immer wieder aber vergeblich reklamiert haben, jetzt nach pflichtgemäßem Ermessen selbst dafür Sorge zu tragen, dass dem Rechtsstaat Geltung verschafft wird und meine Ehefrau endlich voll rehabilitiert wird und ihr die ihr rechtlich zustehende Erwerbsminderungsrente ohne wenn und aber ab Antragstellung ausgezahlt wird.
Nach wie vor fordern wir eine schriftliche Entschuldigung der Deutschen Rentenversicherung Bund sowie die Zahlung der Erwerbsminderungsrente ab Antragstellung August 2003, Erstattung aller uns bei der Rechtsverfolgung entstandener Kosten, sowie einen angemessenen Schadensersatz für die zugefügten Schäden (die Höhe mag eine unabhängige Stelle bewerten und festlegen).

Aufgrund unserer ganz überwiegend sehr bitteren bisherigen Erfahrungen mit ´unserem` Rechtsstaat haben wir nur noch sehr geringe Hoffnung, auf diesem Wege doch noch zu unserem Recht zu kommen, aber Sie, sehr geehrte Frau Dr. von der Leyen, als zuständige Bundesministerin und oberste Dienstherrin haben hier die Möglichkeit, u. E. auch die Pflicht, aber auch das Privileg, endlich unbürokratisch, aber im Sinne des Rechtssstaates korrigierend einzugreifen!

Wir können nur hoffen, dass Sie nach Befassung mit der Sachlage zu einem ähnlichen Ergebnis kommen und das bisherige rechtwidrige und daher auch moralisch verwerfliche Verwaltungshandeln der Ihnen unterstellten Behörden korrigieren!

Wie gewohnt werden wir auch weiterhin auf unserer Homepage berichten, auch Sie können sich ggf. umfangreich auf unserer engmaschig dokumentierten Homepage informieren, ohne den Umweg über diverse involvierte Behörden! www.zwergdavid-riesegoliath.jimdo.com 
Vielen Dank für Ihr Verständnis!

Mit freundlichen Grüßen

______________________                          ______________________

Elke Ries, Beschwerdeführerin                                   Erich B. Ries, Beauftragter  

Anlagen: 1. Schreiben des BMAS vom 13.07.2012, 2. Unser Antwortschreiben an das BMAS vom 25.07.2012, 3. Schreiben an den Petitionsausschuß vom 25.07.2012
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